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DER BUNDESMINISTER 53 Bonn-Bad Godesberg 1, den 2. Dezember 1970 

FÜR 

JUGEND, FAMILIE UND GESUNDHEIT 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Situation des gesetzlidien Jugendschutzes 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Frau 
Brauksiepe, Dr. Hedr, Burger, Frau Stommel, Frau 
Sdiroeder (Detmold) und Genossen 
- Drucksache VI/1400 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Welche Konzeption vertritt die Bundesregierung in bezug auf 
den gesetzlichen Jugendschutz? 

Die Bundesregierung weist mit Entschiedenheit die Auffassung 
zurück, sie achte den gesetzlichen Jugendschutz gering und 
baue ihn praktisch ab. Vielmehr bejaht die Bundesregierung 
die Notwendigkeit solcher gesetzlicher Vorschriften, welche die 
verantwortungsbewußten erzieherischen Bemühungen um die 
Heranbildung kritischer, einer freiheitlichen demokratischen 
und gesellschaftlichen Ordnung verpflichteter junger Menschen 
gegen gefährdete Einflüsse abzusichern geeignet sind. Dabei 
wird sie sich nicht der Tatsache verschließen, daß sich in den 
letzten Jahren in vielen Bereidien ein tiefgreifender Wandel 
der gesellschaftlichen Struktur, der Anschauungen, der ethischen 
Postulate und Erziehungsmaximen vollzogen hat. Die Jugend- 
schutzgesetze in ihrer gegenwärtigen Form werden diesen Ver- 
änderungen nidit mehr gerecht und sind daher reformbedürftig. 
Es bestehen jedoch Meinungsverschiedenheiten darüber, welche 
Umwelteinflüsse geeignet sind, auf die Persönlichkeitsentwick- 
lung von Kindern imd Jugendlichen so abträglich einzuwirken, 
daß eine ernsthafte Gefährdung befürchtet werden muß. Die 
Bundesregierung hat es sich zum Ziel gesetzt, zu dieser zuneh- 
mend in den Meinungsstreit geratenen Frage neue wissenschaft- 
liche Erkenntnisse erarbeiten zu lassen und die bei der Durch- 
führung der Jugendschutzgesetze gesammelten Erfahrungen 
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auszuwerten, damit eine Reform dieser Gesetze auf einer trag- 
fähigen Grundlage erfolgen kann. 


2. Wann wird die Bundesregierung den mehrfach angekündigten 
wissenschaftlichen Forschungsauftrag zur Erforschung der 
Grundlagen des gesetzlichen Jugendschutzes vergeben? 


Die bisherigen Vorarbeiten haben die Notwendigkeit eines sehr 
breit gefächerten Forschungsprogramms ergeben, da die Mängel 
zahlreicher früherer Forschungen vermieden werden sollen, die 
weitgehend Einzelfragen zumeist noch unter dem Aspekt einer 
einzelnen wissenschaftlichen Disziplin untersuchten. Das erste 
im Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
fertiggestellte Arbeitspapier, in welchem Zielrichtung und Fra- 
gestellung skizziert sind, wurde einer Anzahl von Wissenschaft- 
lern und erfahrenen Praktikern der Jugendhilfe zur Stellung- 
nahme zugeleitet. Es hat dort ausnahmslos eine zustimmende 
und gute Resonanz gefunden. Die zahlreichen Ergänzungsvor- 
schläge werden gegenwärtig ausgewertet und eingearbeitet. Da 
die Forschungen interdisziplinär und kooperativ durchgeführt 
werden sollen, bedarf es noch einer Entscheidung über die zu 
beteiligenden Disziplinen und über die Wissenschaftler, die zur 
Mitarbeit herangezogen werden sollen. Damit ist in Kürze zu 
rechnen. 


3. Kann die Bundesregierung gewährleisten, daß dieser For- 
schungsauftrag nur an Wissenschaftler vergeben wird, die auf 
dem Boden des Grundgesetzes stehen und in diesem Rahmen 
die Pluralität der wissenschaftlichen Meinungen widerspiegeln? 

Die Bundesregierung weist den in dieser Frage zum Ausdruck 
kommenden Verdacht zurück, sie wolle Wissenschaftler für 
Forschungsarbeiten heranziehen, deren bisherige Veröffent- 
lichungen besorgen lassen, sie stünden nicht auf dem Boden des 
Grundgesetzes. Bei der Auswahl der Wissenschaftler wird die 
Tatsache Berücksichtigung finden, daß in einigen Disziplinen 
kontroverse Auffassungen über etliche der im Rahmen des 
Forsdiungsauftrages zu behandelnden Fragen vertreten werden. 
Es ist dann Inhalt der wissenschaftlichen Arbeit, gerade diese 
Meinungsunterschiede sehr sorgfältig abzuklären. Es wird er- 
wartet, daß die Beteiligung mehrerer wissenschaftlicher Diszi- 
plinen dazu beitragen wird, aus festgefahrenen Positionen her- 
auszukommen und zu neuen Erkenntnissen und Ergebnissen zu 
gelangen. 


4. Bis wann rechnet die Bundesregierung mit der Erfüllung dieses 
wissenschaftlichen Forsdiungsauftrages? 

Die Aufstellung eines Zeitplanes ist erst möglich, wenn nach 
Auswahl der zu beauftragenden Wissenschaftler eine endgültige 
Festlegung der Thematik und Fragestellung erfolgt ist. Der Um- 
fang der Forschungen schließt zwar eine kurzfristige Durchfüh- 
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rung aus. Es wird aber damit gerechnet, daß Zwischenergeb- 
nisse erzielt werden, die laufend für die Reformarbeiten an den 
Jugendschutzgesetzen nutzbar gemacht werden können. 


5. Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Parlament Novellierun- 
gen des Gesetzes über die Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften und des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit vorzuschlagen, bevor die Ergebnisse des wissen- 
schaftlichen Forschungsauftrages vorliegen? 

Es soll der Versuch unternommen werden, eine Reform des Ge- 
setzes zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit schon bald 
durchzuführen. In diesem Bereich gibt es kaum Streitfragen, die 
nur auf Grund neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse zufrieden- 
stellend beantwortet werden könnten. Es liegen bereits zahl- 
reiche Änderungsvorschläge vor, über die in einer Arbeitsta- 
gung mit Fachleuten, Vertretern der Kirchen, von Fachorgani- 
sationen und Jugendverbänden beraten werden soll, zu der der 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit einladen 
wird, sobald die Vorarbeiten von freien Trägern der Jugend- 
hilfe, die sich sehr mit den Änderungsvorschlägen befassen, ab- 
geschlossen sind. Neben der Beschaffung und Auswertung von 
Erfahrungsberichten ist auch die Anhörung von jungen Men- 
schen vorgesehen. 

Der Regierungsentwurf eines Vierten Gesetzes zur Reform des 
Strafrechts sieht einen neugefaßten § 184 und § 184 a vor. Da- 
durch werden Aufgaben des Jugendschutzes in das Strafrecht 
neu eingeführt. Nach der Entscheidung über die künftige Fas- 
sung dieser Paragraphen wird es notwendig sein, umgehend 
eine Angleichung von Vorschriften des GjS vorzunehmen, um 
unterschiedliche Regelungen und daraus folgende Rechtsun- 
sicherheit zu vermeiden, so daß der beabsichtigte verbesserte 
Jugendschutz auf diesem Gebiet voll wirksam werden kann. 
Unbeschadet einer solchen Angleichung kann jedoch eine um- 
fassende Reform des GjS erst nach Vorliegen der Ergebnisse 
der wissenschaftlichen Forschungen in Angriff genommen wer- 
den. 


6. Hat die Bundesregierung die Absicht, außer der weitgehenden 
Freigabe der Pornographie (§ 184 StGB) auch noch das Gesetz 
über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften abzu- 
schaffen? 

Die Bemühungen um eine bessere wissenschaftliche Grund- 
legung verdeutlichen eindrucksvoll die Bedeutung, die den 
gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend von der 
Bundesregierung beigemessen wird. Das Gesetz über die Ver- 
breitung jugendgefährdender Schriften bietet Handhaben nicht 
nur gegen sexual-ethisch verwirrende Schriften, sondern es soll 
vor allem auch Kinder und Jugendliche gegen eine Beeinflus- 
sung durch kriegsverherrlichende, rassendiskriminierende, ver- 
rohende und zu Gewalttätigkeiten anreizende Publikationen 
abschirmen. Auf geeignete gesetzliche Schutzvorschriften wird 
nicht verzichtet. 
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7. Wie viele Anträge auf Indizierung wurden von welchen an- 
tragsberechtigten Behörden im Jahre 1970 bei der Bundesprüf- 
stelle für jugendgefährdende Schriften gestellt? Wie war das 
Zahlenverhältnis in den Vorjahren? 


Nachstehende Tabelle weist die Antragstellung in den Jahren 
1965 bis 1970 (Stichtag: 15. November) aus. Die in Klammern 
gesetzten Zahlen betreffen weitere sogenannte Doppelanträge 
(Antragstellung für ein Objekt durch mehrere Behörden). 



1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

BMI (bis 21.5.67) 

49 

29 

99 



1.1.-15.11. 

BMFa/BMJFG (ab 22.5.67) 



151 

256 (4) 

191 (1) 

47 

B aden- W ür ttemb erg 

21 

6 

6 

9 (2) 

3 

4 

Bayern 

11 

1 

7 

3 (5) 

2 

3 

Berlin 

- 

- 

- 

- 

1 

3 

Bremen 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Hamburg 

43 

78 

35 

19 (3) 

3 

- 

Hessen 

- 

- 

- 

- 

- 


Niedersachsen 

5 

- 

- 

- 

- 

- 

Nordrhein-Westfalen 

59 

41 

112 

85 (1) 

54 

19 (2) 

Rheinland-Pfalz 

18 

23 

65 

46 (2) 

14 (3) 

22 (1) 

Schleswig-Holstein 

- 

- 

1 

- 

- 

- 

Saar 

43 

12 

18 

10 

7 

10 

Gesamt: 

249 

190 

497 

428 

275 

108 


8. Was wird jetzt, da die Zahl der Indizierungsanträge bei der 
Bundesprüfstelle zurückgeht, die Bundesregierung tun, um dem 
Ersuchen des Deutschen Bundestages vom 18. Januar 1961 
nachzukommen, „im Einvernehmen mit den Ländern die Vor- 
aussetzung für die wirksame Durchführung des Gesetzes über 
die Verbreitung jugendgefährdender Schriften durch Einrichtun- 
gen zu schaffen, die die laufende und sachgerechte Beobach- 
tung des jugendgefährdenden Schrifttums sicherstellen"? 


Die Bundesregierung hat sich intensiv darum bemüht, dem Er- 
suchen des Deutschen Bundestages nachzukommen. Ein Einver- 
nehmen mit den Ländern konnte jedoch nicht erzielt werden, da 
mehrere Bundesländer nicht bereit waren, an der Schaffung von 
Einrichtungen zur laufenden Beobachtung des Schrifttums mit- 
zuwirken. In jüngster Zeit ist versucht worden, einen plura- 
listisch zusammengesetzten freien Träger der Jugendhilfe für 
die Wahrnehmung dieser Aufgabe zu gewinnen und ent- 
sprechend auszustatten. Auch dieser Versuch hatte keinen Er- 
folg. Eine Änderung der Haltung der Länder ist, wie bei Bera- 
tungen mit den obersten Jugendbehörden ersichtlich wurde. 
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nicht zu erwarten. Die Bundesregierung sieht daher z. Z. keine 
Möglichkeit, eine sachgerechte Marktbeobachtung sicher- 
zustellen. 


9. Hält die Bundesregierung diese „laufende und sachgerechte 
Beobachtung des jugendgefährdenden Schrifttums" überhaupt 
für notwendig? 

Ja. 


10. Beabsichtigt die Bundesregierung, durch eine Änderung der 
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Verbrei- 
tung jugendgefährdender Schriften in der Fassung vom 
23. August 1962 den Kreis der Antragsberechtigten bei der 
Bundesprüfstelle zu erweitern? 

Eine solche Erweiterung wird überlegt. Ob eine Ausweitung, die 
bis zur Antragsberechtigung für jedermann gehen könnte, auf 
die notwendige Bereitschaft der Berechtigten zur Mitarbeit stößt 
und somit der Sache dienlich ist, oder ob sie nicht umgekehrt die 
Gefahr einer Überschwemmung der Bundesprüfstelle mit unge- 
eigneten Prüfobjekten und damit einer Uberbürdung mit uner- 
giebiger Prüftätigkeit mit sich bringt, muß zuvor sorgfältig 
durchdacht werden. 


11. Wie viele Indizierungen hat die Bundesprüfstelle im Jahre 
1970 vorgenommen? Wie war das Zahlenverhältnis in den Vor- 
jahren? 

Für die Jahre 1965 bis 1970 (Stichtag 15. November) ergeben 
sich nachstehende Zahlen der Listeneintragungen auf Antrag 
(nach der Anzahl der indizierten Objekte) : 


1965 

146 

1966 

158 

1967 

418 

1968 

338 

1969 

186 

1970 

116 


12. Wie beurteilt die Bundesregierung, daß - wie die bisherigen 
Indizierungen des Jahres 1970 auszuweisen scheinen - der 
Bundesprüfstelle von den antragsberechtigten Behörden fast 
nur noch Schriften zur Indizierung vorgelegt werden, die ent- 
weder als unzüchtig bereits unter den § 184 StGB fallen oder 
als offensichtlich sittlich schwer jugendgefährdend der Indizie- 
rung nach § 6 des Gesetzes über die Verbreitung jugendgefähr- 
dender Schriften eigentlich gar nicht bedürfen? Ist diese Ent- 
wicklung darauf zurückzuführen, daß die Bundesprüfstelle ihrer 
eigentlichen Aufgabe, andere weniger offensichtlich schwer 
jugendgefährdende Schriften zu indizieren, nicht mehr gerecht 
wird und die antragsberechtigten Behörden darum solche 
Schriften nicht mehr zur Indizierung vorlegen? 

Hinsichtlich der Beurteilung von Schriften unter dem Gesichts- 
punkt einer etwaigen Eignung, Kinder oder Jugendliche sittlich 
zu gefährden, ist eine zunehmende Unsicherheit bei den An- 
tragsberechtigten, der Bundesprüfstelle und den Verwaltungs- 
gerichten festzustellen, nicht zuletzt auf Grund völlig konträrer 
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Begutachtungen gleicher Objekte durch verschiedene Wissen- 
schaftler. Gerade diese Entwicklung war eine der Ursachen für 
den Entschluß, durch umfassende Forschungen zu neuen Bewer- 
tungsmaßstäben zu gelangen. Im Bereich der Strafjustiz wird 
eine ähnliche Entwicklung beobachtet bei Strafverfahren, in 
denen darüber zu befinden ist, ob eine Schrift unzüchtig im 
Sinne des bisherigen § 184 StGB ist. Der Bundesprüfstelle kann 
daher nicht der Vorwurf gemacht werden, sie werde ihrer Auf- 
gabe nicht mehr gerecht, Ihre Entscheidungen auf Listenauf- 
nahme ergeben durch 2/3-Mehrheitsentscheidung des Beisitzer- 
kollegiums und unterliegen der verwaltungsgerichtlichen Nach- 
prüfung, so daß sie sich der Rechtsprechung der Verwaltungs- 
gerichte anpassen muß. über die Gründe für einen Rückgang 
der Antragstätigkeit der Länder kann die Bundesregierung sich 
nicht äußern. 


13. Ist es richtig, daß die sogenannten St. Pauli-Blätter, die nach 
der bis heute nicht begründeten Entscheidung der Bundesprüf- 
stelle vom 13. Oktober 1970 nicht mehr als jugendgefährdend 
gelten, von Staatsanwaltschaften und Gerichten dagegen nicht 
nur als offensichtlich schwer jugendgefährdend gemäß § 6 
Abs. 1 des Gesetzes über die Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften, sondern sogar als unzüchtig gemäß § 184 StGB 
beurteilt werden? 


Der Bundesregierung sind gerichtliche Entscheidungen - zumeist 
im Beschlagnahmeverfahren - bekannt geworden, in denen eine 
solche Bewertung der genannten Publikationen vorgenommen 
wurde. Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit hat die Dauerindizierung dieser Publikationen beantragt. 
Auf die Beurteilung durch die in ihren Entscheidungen unabhän- 
gige Bundesprüfstelle hat sie keinen Einfluß. 


14. Was ist eigentlich nach Auffassung der Bundesregierung noch 
jugendgefährdend, wenn die sogenannten St. Pauli-Blätter es 
nach Auffassung der Bundesprüfstelle nicht mehr sind? 

Gemäß § 10 des Gesetzes über die Verbreitung jugendgefähr- 
dender Schriften sind die Mitglieder der Bundesprüfstelle an 
Weisungen nicht gebunden. Der Bundesregierung ist demnach 
jedwede Einflußnahme auf die Prüf- und Entscheidungstätigkeit 
der Bundesprüfstelle verwehrt. Die antragsberechtigten Behör- 
den, also die obersten Jugendbehörden der Länder und das 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit sind 
darauf beschränkt, der Bundesprüfstelle solche Schriften mit 
einem Antrag auf Listenaufnahme vorzulegen, die nach ihrer 
Auffassung geeignet sind, Kinder oder Jugendliche sittlich zu 
gefährden. Lehnt die Bundesprüfstelle eine Listenaufnahme ab, 
weil die erforderliche Zweidrittelmehrheit nicht zustande kommt 
oder nach ihrer Auffassung ein Fall geringer Bedeutung (§ 2 GjS) 
vorliegt, so steht nach der Rechtsprechung des Bundesverwal- 
tungsgerichts dem Antragsteller eine Klagebefugnis gegen die 
Sachentscheidung nicht zu. 
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Die Bundesregierung hat anläßlich einer parlamentarischen An- 
frage am 26. Mai 1970 a.usdrücklich erklärt, nach ihrer Auffas- 
sung seien die fraglichen Zeitschriften unsittliche Publikationen 
im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über die Verbrei- 
tung jugendgefährdender Schriften. Aus diesem Grunde sind 
vom antragsberechtigten Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit auch der Bundesprüfstelle zahlreiche Ausgaben 
dieser Presse vorgelegt und von ihr indiziert worden. Für die 
Praxis des Jugendschutzes ist nach dem Gesetz nicht die Auffas- 
sung der Bundesregierung entscheidend, was jugendgefährdend 
ist oder nicht, sondern die des Beisitzergremiums der Bundes- 
prüfstelle. 


15. Wie steht die Bundesregierung zu der Meinung des Deutschen 
Kinderschutzbundes aus seiner Presseerklärung vom 14. Ok- 
tober 1970, der es „für unverständlich und höchst bedenklich 
hält", daß die Bundesprüfstelle die Indizierung der sogenann- 
ten St. Pauli-Blätter abgelehnt hat, weil „die Entscheidung der 
Bundesprüfstelle nicht die Störung der phasengerechten Ent- 
wicklung der zehn- bis vierzehnjährigen Kinder berücksichtigt, 
die bei einem freien Verkauf der Pornoblätter mit dem darin 
auf ordinärste Weise dargestellten harten Sex rücksichtslos 
konfrontiert werden"? 


Angesichts der besonderen Stellung der Bundesprüfstelle, die 
eine dem Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit nachgeordnete, in ihren Entscheidungen weisungsfreie 
obere Bundesbehörde ist, steht der Bundesregierung ein Urteil 
über Entscheidungen der Bundesprüfstelle nicht zu, weil ein 
solches Urteil als Beeinträchtigung der Unabhängigkeit der Bun- 
desprüfstelle aufgefaßt werden könnte. 


16. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, um 
die Bundesprüfstelle in den Stand zu versetzen, ihre gesetz- 
lichen Aufgaben wieder zu erfüllen? 

Organisation und Funktion der Bundesprüfstelle werden anläß- 
lich einer Reform des Gesetzes über die Verbreitung jugend- 
gefährdender Schriften neu durchdacht werden müssen. Ihre 
Unabhängigkeit, ihr demokratisches Verfahren und die Zusam- 
mensetzung des Beisitzerkollegiums aus allen mit Fragen des 
Jugendschutzes befaßten Gruppen der Gesellschaft müssen je- 
doch erhalten bleiben. Insbesondere muß es Ziel einer Reform 
sein, den gesetzlichen Tatbestand der Jugendgefährdung besser 
als bisher zu definieren und auf diese Weise für die Bundes- 
prüfstelle eine zuverlässige Arbeitsgrundlage zu schaffen, 
welche deren Entscheidungen auch im nachfolgenden Verwal- 
tungsstreitverfahren Bestand verleiht. 


Käte Strobel 
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